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Schule Aargau Bildungsdirektor hält weitere Kürzungen für unrealistisch 

VON JÖRG MEIER 

Bildungsdirektor Alex Hürzeler spricht 
Klartext: «Mehrheitsfähige Sparmög­
lichkeiten im Bildungsbereich sind 
offenbar weitgehend ausgereizt», sagt 
er rückblickend auf das bewegte 
Bildungsjahr 2016. 

Elisabeth Abbassi, Präsidentin des 
Lehrerverbands, kommt zu einem ähn­
lichen Schluss. Für sie ist klar: «Die 

Aargauerinnen und Aargauer wollen 
keine Bildungswüste. Kinder und Ju­
gendliche sollen weiter gefördert wer­
den. Denn nur so lässt sich unser Wohl­
stand langfristig sichern.» Und auch 
Thomas Leitch, Präsident der Bildungs­
kommission, warnt: «Der Regierungs­
rat sollte beim nächsten Budget nicht 
noch ein drittes Mal mit den gleichen 
untauglichen Sparvorschlägen kom­
men.» Ins neue Jahr nimmt die Regie-

rung den Auftrag mit, ein neues Lohn­
system zu entwickeln, das auch Verbes­
serungen für Lehrpersonen bringt. 
Denn im Vergleich zu den Nachbar­
kantonen verdienen vor allem jüngere 
Lehrpersonen im Aargau deutlich weni­
ger. Die Konsequenz: Viele wandern ab. 

Hürzeler macht aber deutlich, dass 
die finanziellen Möglichkeiten bei der 
Ausgestaltung des neuen Systems be­
schränkt seien und es nicht teurer als 

das bisherig werden dürfe. Deshalb sol­
len die Verbesserungen für jüngere 
Lehrpersonen vor allem durch Verlage­
rungen erreicht werden. Dabei lässt 
Hürzeler durchblicken, dass vor allem 
die Löhne der Quereinsteiger kritisch 
hinterfragt werden sollen. Bisher erhal­
ten Quereinsteiger, egal wie unerfahren 
sie sind, fast den gleichen Lohn wie die 
gleichaltrigen Kollegen. 

KOMMENTAR RECH15, SEITE 20/21 

/I 1 ', 

Y I 1 

Kairo Gestern nahmen die koptischen Christen der Stadt Abschied von den Opfern des verheerenden Terroranschlags vom Sonntag, bei dem 
25 Gläubige ihr Leben verloren und 49 verletzt wurden. Derweil wächst die Kritik an den Sicherheitskräften. Auf den Strassen versammelte sich 
auch gestern wieder eine aufgebrachte Menschenmenge, die den Sturz der Regierung forderte. SEITE 1 Fom: MOHAMED HossAM/EPA/KEYSmNE 

Easyjet 

Neue Ausbaupläne des britischen 
Billigfliegers für Basel 
Im kommenden Sommer wird die 
Billigfluggesellschaft Easyjet vom Basler 
Flughafen aus nach Dubrovnik und 
Biarritz fliegen - es sind die Destinatio­
nen Nummer 55 und 56. Das Wachstum 
gehe also weiter, sagt Thomas Haagen­
sen, kommerzieller Direktor Nordeuro­
pa von Easyjet, im Gespräch mit der 
«Nordwestschweiz». «Wir werden die­
sen Winter in Basel ein Wachstum von 
knapp acht Prozent sehen, nach 
10,6 Prozent bis Ende September. Euro-

paweit liegt das Wachstum der Passa­
gierzahlen von Easyjet bei 6,6 Prozent, 
in Genf bei knapp acht Prozent», so der 
Manager. Basel liege klar über dem 
Durchschnitt. Deshalb konzentriere 
man sich auch beim weiteren Ausbau 
auf Basel. Zürich könne jedoch für Ea­
syjet-Basen im Ausland eine interessan­
te Destination sein. Gute Kunde hat 
Haagensen auch für Preisbewusste: Er 
geht davon aus, dass die Flugpreise 
weiter sinken werden. SEITE 9 

· Rentenreform 

Wer profitiert von 
der Revision? 

Heute debattiert der Ständerat die Al­
tersvorsorge 2020. Eine rasche Lösung 
zeichnet sich nicht ab. Der Rat dürfte 
sich unnachgiebig zeigen und auf seinen 
Positionen beharren. Zentraler Punkt ist 
der Zuschlag auf neuen AHV-Renten 
von 70 Franken und die Erhöhung der 
Ehepaar-Renten. Ende 2017 läuft die Zu­
satzfinanzierung der IV von 0,4 Prozent 
aus. Letztmöglicher Abstimmungster­
min für die nötige Verfassungsänderung 
ist der 24. September 2017. SEITE 2/3 

US-Wahlen 

Senat untersucht 
möglichen Einfluss 

Nachdem die «New York Times» be­
richtet hatte, dass die Russen auch 
E-Mails von Trumps Republikanischer 
Partei gehackt hätten, will nun der 
amerikanische Senat untersuchen, ob 
russische Regierungskreise Einfluss auf 
den Ausgang der US-Präsidentenwahl 
nahmen. Der Wahlsieger Donald 
Trump weist entsprechende Andeutun­
gen vehement zurück, während ameri­
kanische Geheimdienstkreise an ihrer 
These festhalten. SEITE 7 
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ie Aargauer Lehrer gehen auf 
die Strasse und protestieren 

die Sparmassnahmen 
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zusprechen. Die Regierung verspricht 
ein neues Lohnsystem, das Verbesse­
rungen für Lehrpersonen bringt. Und 
Bildungsdirektor Alex Hürzeler erklärt, 
die Sparmöglichkeiten im Bildungsbe­
reich seien weitgehend ausgereizt. 

Diese Ereignisse aus dem Bildungsjahr 
2016 zeigen, dass Bevölkerung und Poli­
tik den Wert der Schulbildung neu und 
etwas anders beurteilen. Trotz ange­
spannter Finanzlage des Kantons meh­
ren sich die Zeichen, dass sich die Aar­
gauerinnen und Aargauer die bestehen­
de Qualität der Bildung weiterhin leis­
ten und nicht daran rütteln möchten. 
Die Erkenntnis setzt sich durch, dass 
diese Qualität zwar ihren Preis hat, dass 
man aber auch bereit ist, diesen Preis zu 
bezahlen. 

Mit dieser Gewissheit, die uns das Bil­
dungsjahr 2016 gebracht hat, kann die 
Schule Aargau auch zuversichtlich die 
nächsten Schritte wagen. Zum Beispiel 
die Auseinandersetzung mit dem neuen 
Lehrplan 21. Da geht es letztlich um die 
wichtigste und vielleicht auch schwie­
rigste aller Schulfragen: Es gilt, aus der 
unendlichen Vielfalt der Welt auszuwäh­
len, was den Schülerinnen und Schü­
lern im Aargau vermittelt werden soll. 

~joerg.meier@azmedien.ch 
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Adrian Lobe zur Frage, wann 
jemand ein Terrorist ist 
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sich mit Erfolg 

Die Schule Aargau erlebte ein turbulentes Jahr, das in der Protest­
kundgebung vom 8. November gipfelte und zeigte, wie schwierig es 
geworden ist, im Bildungsbereich Sparmassnahmen durchzusetzen. 

VON JÖRG MEIER 

ie Frage, wie Schulbil­
dung im Aargau konkret 
ausgestaltet werden soll 
und was sie kosten darf, 
interessiert und polari­
siert. Die Diskussionen 

finden nicht nur unter Fachleuten und in 
der Politik statt; zunehmend beschäftigt 
sich auch eine breite Öffentlichkeit mit 
Bildungsthemen. Begriffe wie «ungebun­
dene Lektionen» oder «Lehrplan 21» hal­
ten Einzug in die Aargauer Alltagsspra­
che. 50 000 Unterschriften unter der Re­
solution gegen Bildungsabbau sowie die 
Entscheide an der Urne für familienergän­
zende Kinderbetreuungsstrukturen und 
gegen die Abschaffung des Berufswahljah­
res sind Antworten der Bevölkerung auf 
die eingangs gestellte Frage. 

Aber auch der Grosse Rat hat klare Ant­
worten gegeben: Er will die Qualität der 
integrativen Schulung, wo nötig, verbes­
sern, aber keinesfalls auf sie verzichten. 
Er lehnt die Initiative «Ja zu einer guten 
Volksschule» ab, die den Lehrplan 21 ver­
hindern will. Und vor allem wehrte er 
sich gegen Bildungsabbau an der Volles­
schule als Sparmassnahme, auch wenn 
der Kanton das dadurch eingesparte Geld 
gut hätte gebrauchen können. 

Dass der Grosse Rat besonders in einem 
Wahljahr aber auch gelegentlich regionale 
Befindlichkeiten höher als sachliche Argu­
mente gewichtet, zeigte er bei der gna­
denlosen Versenkung des Raum- und 

Standortkonzeptes für die Berufsschulen. 
Mit einer bisher nicht gekannten Heftig­
keit meldeten sich zudem die im aargaui­
schen Lehrerverband organisierten Lehr­
personen zu Wort; ihr Engagement gipfel­
te in der Kundgebung gegen den drohen­
den Bildungsabbau vom 8. November mit 
gegen 8000 Teilnehmenden. 

Wie die nachfolgende, unvollständige 
Übersicht zeigt, war das «Bildungsjahr» 
2016 reich an Ereignissen, welche die Dis­
kussion um die Zukunft der Schule Aar­
gau mit neuen Aspekten ergänzen, aber 
auch in eine klare Richtung weisen. 

War die Kundgebung noch nötig? 
Beginnen wir mit den Lehrpersonen. 

Rund 11000 gibt es im Aargau. Neu ist die 
Vehemenz, mit der sie sich öffentlich ge­
gen die Sparpläne zur Wehr setzten. Und 
nur auf den ersten Blick überraschend ist 
das grosse Verständnis, das sie bei den El­
tern genossen, als der Unterricht wegen 
der Kundgebung nur in reduziertem Rah­
men stattfinden konnte. Denn die meis­
ten Eltern hielten den Protest offensicht­
lich für angebracht. Und sie fanden es 
richtig, dass die Lehrpersonen für die Er­
haltung der Qualität des Unterrichts auf 
die Strasse gingen. 

Für Irritation gesorgt hat aber zweier­
lei. Erstens haben die Lehrpersonen be­
reits vor der Kundgebung gewusst, dass 
der Grosse Rat die zentralen Abbaumass­
nahmen abschmettern wiirde. Bürgerli­
che Politiker ärgerten sich und kritisier­
ten, die Kundgebung wäre daher gar nicht 

mehr notwendig gewesen. Und zweitens 
müssen sich die Lehrpersonen den Vor­
wurf anhören, sie hätten vor allem für 
bessere Löhne demonstriert. Denn auf 
der von rund 50 000 Personen unter­
zeichneten Resolution ist die erste Forde­
rung gleich eine Lohnforderung. Das war 
wohl nicht besonders geschickt. 

Andrerseits ist es eine Tatsache, dass 
die Lehrpersonen eine weitere Lohnnull­
runde akzeptieren müssen. Zudem ver­
dienen sie deutlich weniger als ihre Kolle­
ginnen und Kollegen in den Nachbarkan­
tonen. Das hat zur Folge, dass viele Jung­
lehrer in Nachbarkantone abwandern, 
dass Männer in der Primaschule als Lehr­
personen die Ausnahme geworden sind, 
dass das Durchschnittsalter der Lehrer in 
Primarschulen bei rund 45 Jahren liegt. 
Es besteht also durchaus Handlungsbe­
darf. Denn wir brauchen für unsere Kin­
der die bestmöglichen Lehrpersonen. 
Und die wollen wir uns auch leisten. 

Neues Lohnsystem kommt 
Bildungsdirektor Alex Hürzeler hat 

denn auch angekündigt, dass nächstes 
Jahr ein neues Lohnsystem erarbeitet 
werden soll, das vor allem die jungen 
Lehrpersonen besserstellt. Allerdings 
werde aber insgesamt kaum mehr Geld 
zur Verfügung stehen. Es wird also vor al­
lem um Umlagerungen gehen. So liess 
Hürzeler auch durchblicken, dass künftig 
bei den Löhnen für Quereinsteiger Abstri­
che gemacht werden könnten. Dass der 
Kanton Aargau nach wie vor und vor al-

Präsident Bildungskommission 

war 
ildungsjahr? 

«Nicht noch ein drittes Mal 
untaugliche Vorschläge» 
«Herausragendes Er­
eignis waren sicher 
die grosse Protest­
kundgebung vom 8. 
November mit 8000 
Personen gegen das 
Sparen bei der Bil­
dung und die fast 
50 000 Unterschriften 
der Resolution gegen 
den Bildungsabbau. 

es fast unmöglich ist, 
im Aargau der Regio­
nen eine Berufsschule 
zu schliessen. 

Drei wichtige Protagonisten erldären, warum 
das Bildungsjahr 2016 bedeutend war und wie 
es mit der Schule Aargau weitergehen soll. 

VON JÖRG MEIER 

Sie setzen sich alle engagiert 
für die Schule Aargau ein, al­
lerdings oft mit unterschied­
lichem Fokus: Bildungsdi­
rektor Alex Hürzeler, Elisa­
beth Abbassi als Präsidentin 
des aargauischen Lehrerin­
nen- und Lehrerverbands 
und Thomas Leitch als Präsi­
dent der grossrätlichen Bil­
dungskommission. 

Wir haben die drei wichti­
gen Protagonisten in der po­
litischen Debatte um die Zu­
kunft der Schule Aargau ge­
beten, aus ihrer Sicht die Er­
eignisse im «Bildungsjahr 

2016» zu werten und haben 
ihnen dazu diese drei Fragen 
gestellt: Welches waren aus 
Ihrer Sicht die herausragen­
den Merkmale oder Ereignis­
se des «Bildungsjahres 
2016»? Welche Erkenntnisse 
brachten die Ereignisse des 
«Bildungsjahres 2016»? Was 
sind allfällige Konsequenzen 
daraus? 

Die Statements enthalten 
klare Aussagen und trotz al­
ler Unterschiede doch auch 
überraschende Gemeinsam­
keiten. Etwa, was das Bil­
dungssparen betrifft oder 
das gescheiterte Standort­
konzept der Berufsschulen. 

Am 27. November 
setzten die Stimmbür-

Thomas 
Leitch. 

ger ein weiteres Signal gegen 
das Sparen an der Front und 
lehnten die Abschaffung des 
Berufswahljahres ab. Bemer­
kenswert ist auch das Scheitern 
des Standortkonzepts für die 
Aargauer Berufsschulen. 

Sparvorhaben, die die Volles­
schule im Kern schwächen und 
die Kinder direkt betreffen, ha­
ben es schwer. Das gescheiterte 
Standortkonzept für die Aar­
gauer Berufsschulen zeigt, dass 

Die Zitrone in der Bil­
dung ist ausgepresst. 
Der Regierungsrat soll­
te beim nächsten Bud­
get nicht noch ein drit­
tes Mal mit den glei­
chen untauglichen 
Sparvorschlägen kom­
men. 

Die Konsequenzen, die sich 
aus dem «Bildungsjahr 2016» 
ergeben, sind für mich offen­
sichtlich: Strukturelle Änderun­
gen wie die Schliessung von 
Schulen haben ihren Preis und 
sind im Kanton der Regionen 
unbeliebt. 

Im Beruf- und Mittelschulbe­
reich herrscht aber nach wie 
vor Handlungsbedarf und 
schon bald dürfte das Thema 
wieder aufs Tapet kommen.» 

Grosse Aufmerksamkeit erzeugte die Kundgebung gegen Bildungsabbau mit 

lern ein Kanton der Regionen ist, beweist 
der Schiffbruch, den das Raum- und 
Standortkonzept der Sekundarstufe II er­
litten hat. Es war von keiner Seite bestrit­
ten, dass durch die Konzentration der Be­
rufsschulstandorte auf weniger, dafür 
grössere und gut ausgerüstete schulen, 
der Kanton jährlich rund sechs Millionen 
Franken hätte sparen können. Nachdem 
die erste Vorlage 2015 fürchterlich zer­
zaust worden war, brachte die Regierung 
eine neue, regionenfreundlichere Light­
Version mit Einsparungen von nur noch 
zwei Millionen Franken. Doch auch diese 
Vorlage hatte keine Chance. Die verschie­
denen Regionen lobbyierten höchst er­
folgreich für ihre Schulen. Die Bildungs­
kommission erklärte, regionale Anliegen 
seien höher zu gewichten als ein mögli­
cher Spareffekt. Und der Grosse Rat wies 
die Vorlage ohne überhaupt darauf einzu­
treten zurück an den Absender. 

Ob die regionale Solidarität aber auch 
spielt, wenn es darum geht, die von der 

Jahre beträgt das Durch­
schnittsalter der Lehrperso­
nen an der Primarschule. Der 
Frauenanteil beträgt rund 83 
Prozent. 

Die Präsidentin des Lehrerverbands 

«Die Aargauer wollen 
keine Bildungswüste» 
Die bedeutendsten bil­
dungspolitischen Er­
eignisse waren aus 
meiner Sicht die Ab­
stimmung zu den fa­
milienergänzenden 
Kinderbetreuungs­
strukturen, dann die 
politischen Debatten 
um das gescheiterte 
Standort- und Raum- Elisabeth 
konzept und um die Abbassi. 
integrativen Schu-
lungsformen, der wachsende 
Widerstand gegen den Bil­
dungsabbau, der sich in 50 000 
Resolutionsunterschriften und 
8000 Kundgebungsteilnehmen­
den manifestierte, und schliess­
lich die Budgetdebatte im No­
vember. 

Die Stimmbürgerinnen und 
Stimmbürger haben sich im No­
vember zum zweiten Mal gegen 
die Abschaffung des Berufs­
wahljahres ausgesprochen. Die 

grosse Unterstützung 
der Resolution gegen 
den Bildungsabbau 
und der Protestkund­
gebung konnte auch 
von Regierung und 
Parlament nicht igno­
riert werden. 
Die Botschaft ist klar: 
Die Aargauerinnen 
und Aargauer wollen 
keine Bildungswüste. 
Kinder und Jugendli­

che sollen weiterhin gut geför­
dert werden, denn nur so lässt 
sich unser Wohlstand langfris­
tig sichern. 

Mit dem Streichen notwendi­
ger Unterstützungsformen 
könnten die Ausgaben nicht ge­
senkt, sondern nur verschoben 
werden, der Staat wiirde damit 
sozusagen auf Pump leben. 
Echte Kostensenkung beginnt 
mit einer guten Bildung der Ju­
gendlichen.» 



BILDUNGSJAHR 2016 

Chronologie der 
Ereignisse 

2. Juni: Die aargauische 
Volksinitiative «Ja zu einer gu­
ten Bildung- Nein zum Lehr­
plan 21» wird mit 4392 gülti­
gen Unterschriften einge­
reicht. 

5. Juni: Das Aargauer 
Stimmvolk spricht sich mit 53 
Prozent Ja-Stimmen für eine 
gesetzliche Regelung der fa­
milienergänzenden Kinderbe­
treuung aus. 

28. Juni: Der Grosse Rat 
lehnt die Initiative «Ja zu einer 
guten Bildung - Nein zum 
Lehrplan 21» ohne Gegenvor­
schlag ab. 

8. August: Das System 
«Alsa» wird flächendeckend 
eingeführt. Es dient der Ver­
waltung der Anstellungen und 
Pensen von über 11000 Lehr­
personen. 

30. August: Das überarbei­
tete Raum-und Standortkon­
zept für die Berufs-und Kan­
tonsschulen wird vom Gros­
sen Rat versenkt. Es bleibt al­
les, wie es ist. 

gegen 8000 Teilnehmenden am 8. November in Aarau. FABIO BARANZINi 

4. November: Bildungsdi­
rektor Alex Hürzeler verbietet 
eine Plakataktion an den Aar­
gauer Kantonsschulen, die 
den geplanten Bildungsabbau 
thematisiert. Schliessung bedrohten Klein- und Kleinst­

schulen in den Gemeinden zu retten, ist 
eine andere Frage. 

Komitee gegen die Initiative 
Die Schule Aargau verändert sich stetig. 

Die Umstellung auf sechs Jahre Primar­
schule und drei Jahre Oberstufe, die jah­
relang bekämpft wurde, ist erfolgt, sie 
funktioniert und ist nach zwei Jahren 
kaum mehr ein Thema. Das Prinzip der 
integrativen Schulung ist akzeptiert, 
Schwachstellen sollen nun behoben wer­
den; Schulen, die lieber separativ arbei­
ten möchten, dürfen das weiterhin tun. 
Auch hier hat der Grosse Rat ein deutli­
ches Signal gesetzt. 

Bleibt der neue Lehrplan 21. Es handelt 
sich dabei bei um einen verbindlichen 
Auftrag der Bundesverfassung nach der 
Volksabstimmung im Jahre 2006. Der Aar­
gau muss bei der Schulharmonisierung 
mitmachen, aber er kann den Lehrplan 21 
nach den eigenen Bedürfnissen weitge-

hend «kantonalisieren». Er soll auf das 
Schuljahr 2020/21 im Aargau eingeführt 
werden. Der Grosse Rat hat die Initiative 
«Ja zu einer gute Schule - nein zum Lehr­
plan 21» abgelehnt. Die Initiative würde, 
falls sie vorn Volk angenommen wird, 
durch ihre restriktiven Forderungen den 
Aargau bei der adäquaten Umsetzung 
empfindlich einschränken und behin­
dern. 

Hier setzen Grossräte aller Parteien von 
links bis rechts gemeinsam ein Zeichen 
mit der Gründung des überparteilichen 
Komitees «Bildungsbremse Nein», das die 
Initiative bekämpft. Erst, wenn das Volk 
am 12. Februar 2017 über die Initiative 
entschieden hat, will der Regierungsrat 
die konkrete Umsetzung des Lehrplans 21 
angehen. 

Da ist es hilfreich zu wissen, dass Bevöl­
kerung und Politik bereit sind, für qualita­
tiv gute Bildung den Preis zu bezahlen. 
Auch das eine Erkenntnis aus dem beweg­
ten Bildungsjahr 2016. 

8. November I: Kundge­
bung mit rund 8000 Teilneh­
menden gegen Bildungsab­
bau in Aarau. Eine Resolution 
mit fast 50 000 Unterschriften 
wird Grossratspräsident Mar­
co Hardmeier übergeben. 

8. November II Der Grosse 
Rat hält am Prinzip der inte­
grativen Schulung fest, die Re­
gierung verspricht Anpassun­
gen auf das Schuljahr 2018/19. 

27. November: Das Aar­
gauer Stimmvolk lehnt mit 
50,3 Prozent Nein-Stimmen an 
der Urne zum zweiten Mal die 
Abschaffung des Berufswahl­
jahres ab. 

29. November: Der Grosse 
Rat lehnt die Reduktion der 
Stundentafel und der unge­
bundenen Lektionen an der 
Primarschule deutlich ab. 

«Die Sparmöglichkeiten sind 
weitgehend ausgereizt» 
Wir haben im vergangenen 
Jahr einige wichtige Akzente 
setzen können, die für die 
weitere Entwicklung der 
Aargauer Volksschule von 
Bedeutung sind: In einem 
zweijährigen Schulversuch 
testet das Departement Bil­
dung, Kultur und Sport eine 
vereinfachte pauschale Be­
rechnungs- und Zuweisungs- Alex 
art der Ressourcen im Volks- Hürzeler. 
schulbereich. 

Ebenfalls eine Vereinfachung der 
administrativen Abläufe hat Alsa (Ad­
ministration Lehrpersonen Schulen 
Aargau) gebracht: Es wurde auf das 
Schuljahr 2016/17 flächendeckend ein­
geführt und dient der Verwaltung der 
Anstellungen und Pensen von über 
11000 Lehrpersonen. 

Der Grosse Rat hat den eingeschla­
genen Weg in Bezug auf einen neuen 
Aargauer Lehrplan zweimal eindrück­
lich bestätigt: Einmal bei seinem Vo­
tum gegen einen Vorstoss, der die Sis-

tierung sämtlicher Vorarbei­
ten verlangte, und ein zwei­
tes Mal bei seinem deutli­
chen Entscheid, die Initiative 
«Ja zu einer guten Bildung -
Nein zum Lehrplan 21» zur 
Ablehnung zu empfehlen. 
Gegen Ende des Jahres hat 
der Regierungsrat entschie­
den, dass er ab 2017 die Wei­
chen stellen will für eine Ab-
lösung der heute geltenden 
Arbeitsplatzbewertungs- und 

Lohnsysteme von Lehrpersonen und 
Verwaltung. 

Der Aargau soll weiterhin ein attrak­
tiver Arbeitgeber auch für Lehrperso­
nen sein. Welchen Handlungsspiel­
raum es dazu trotz der anspruchsvol­
len finanziellen Situation gibt, ist nun 
in einem ersten Schritt aufzuzeigen. 
Denkbar ist aus meiner Sicht bei­
spielsweise, dass das Lebensalter im 
Verhältnis zum Dienstalter eine weni­
ger starke Rolle spielen wird. 

Für mich enttäuschend war das En-

de des Standortkonzepts Sekundar­
stufe II. Offenbar ist trotz anspruchs­
vollen finanzpolitischen Rahmenbe­
dingungen und allseits anerkannter 
Auslastungsproblerne niemand bereit, 
sich im Sinne einer vorausschauenden 
längerfristigen Planung zu bewegen. 
Insbesondere bei den kantonal ge­
führten Schulen führt dies zu einer 
unbefriedigenden «Pflästerlipolitik» 
und bei den kleineren Berufsfach­
schulen zu gewichtigen betriebswirt­
schaftlichen Nachteilen, was sich frü­
her oder später auch auf die Bildungs­
qualität auswirken kann. 

Schliesslich haben die Sparbemü­
hungen des Regierungsrats auch das 
Bildungsjahr 2016 deutlich geprägt. 
Die Kundgebung von Lehrpersonen-, 
Schulleitungs-, Schulpflege- und El­
ternorganisationen sowie die Gross­
ratsentscheide der letzten Tage haben 
jedoch gezeigt, dass rnehrheitsfähige 
Sparmöglichkeiten im Bildungsbe- , 
reich offenbar weitgehend ausgereizt/ 
sind. 
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ohne Ausweis 
zusammen ins Bett 
Prozess Das Bezirksgericht Aarau verurteilt einen jungen Mann, 
der mit einem Mädchen schlief, ohne nach ihrem Alter zu fragen 

VON ANDREAS FAHRLÄNDER 

Müssen sich Jugendliche einen Ausweis 
zeigen, bevor Sie miteinander schlafen? 
Notfalls ja, befand das Aarauer Bezirks­
gericht gestern und verurteilte einen 
heute 22 Jahre alten Mann zu einer be­
dingten Geldstrafe und einer Busse. 

Die Staatsanwaltschaft Lenzburg-Aar­
au warf Andri (alle Namen geändert) 
vor, in zwei Fällen Sex mit Kindern un­
ter 16 gehabt zu haben. Im ersten Fall 
ging es um ein heute 16 Jahre altes Mäd­
chen aus dem Bezirk Kulm. Zum Tat­
zeitpunkt vor zwei Jahren war Andri 
20, Julia 14 Jahre alt. Julia verabredete 
sich am Samstagabend vor Weihnach­
ten 2014 mit ihrer besten Freundin 
Martina am Bahnhof Aarau. Sie trafen 
Martinas Ex-Freund Gianni und dessen 
Freund Andri, den Beschuldigten. 

Wie die Staatsanwaltschaft rekons­
truierte, bat Martina ihre Freundin Ju­
lia, Andri Gefühle vorzuspielen. Dann 
sollte sie ihn fallen lassen - als Rache an 
einem Kollegen Andris, der sie ge­
kränkt hatte. Die vier fuhren zu Andris 
Wohnung. Auf dem Weg hatten die bei­
den Mädchen an einer Tankstelle Wod­
ka gekauft, es wurde getrunken. Andri 
verstand sich gut mit Julia, sie küssten 
sich. Um drei Uhr morgens gingen die 
beiden in sein Schlafzimmer und zogen 
sich aus. Julia sagte zwar, dass sie kei­
nen Sex haben möchte, willigte 
schliesslich aber doch ein. Die beiden 
schliefen miteinander, Julia zeigte An­
dri später wegen Vergewaltigung an. 

«Kaltblütige Rache» 
Den Vorwurf der Vergewaltigung 

liess die Staatsanwaltschaft schon nach 
den Zeugenanhörungen fallen. Andri 
wurde aber beschuldigt, mit der 14-:Jäh­
rigen geschlafen zu haben, ohne sich 
über ihr genaues Alter zu informieren. 
In einem weiteren Fall soll er wieder­
holt mit der 15 Jahre alten Vanessa ge­
schlafen haben, die 2015 während rund 
drei Monaten seine Freundin war. 
Mehrfache sexuelle Handlung mit Kin­
dern lautete deshalb die Anklage. 

Gerichtspräsident Andreas Schöb 
machte bei der Verhandlung gestern 
klar, dass es nur noch um die Frage des 
Alters der beiden Mädchen ging, nicht 

mehr um die sexuellen Handlungen an 
sich. Die Anhörung war auf gestern ver­
schoben worden, weil die beiden Mäd­
chen zum ersten Prozesstag im Juni 
nicht erschienen waren. Das sei ein 
Missverständnis gewesen, erklärte Ju­
lias Mutter. 

Schöb befragte die jungen Zeuginnen 
behutsam, aber bestimmt. Beide gaben 
zu, dass sie bei ihrem Alter und ihrem 
Lebenslauf gelogen haben. Julia tat es 
«kaltblütig», um ihrer Freundin Marti­
na bei ihrem persönlichen Rachefeld­
zug zu helfen, wie es Andris Verteidige­
rin im Plädoyer formulierte. 

Im Fall Julia sprach das Gericht Andri 
frei. Er habe in der einmaligen Situa­
tion dieser Nacht nicht wissen können, 
dass Julia erst 14 ist. Julia wirke deutlich 
älter und hatte behauptet, 17 oder 18 zu 
sein - wie alt genau, wusste sie gestern 
auch nicht mehr. Ausserdem war sie 
stark geschminkt, trank harten Alkohol 
und behauptete auch, dass sie bereits 
eine Arbeitsstelle habe. 

15, 16, 17 oder 18? 
Im Fall Vanessa sprach das Gericht 

Andri schuldig. Mit ihr war er 2015 
über drei Monate zusammen. Seither 
hat sie den Angeklagten nicht mehr ge­
sehen. Obwohl auch sie nicht mehr so 
genau wusste, was sie ihrem damaligen 
Freund so alles über sich erzählte, gab 
sie zu, dass sie bei ihrem Alter gelogen 
habe. Sie schlief mehrmals mit Andri 
und behauptete stets 16, 17 oder 18 zu 
sein. Die beiden hatten sich über die 
Dating-App Lovoo kennen gelernt, auf 
der das Mindestalter 16 gilt. 

Gerichtspräsident Schöb erachtete in 
diesem Fall die Schuld des Angel<lagten 
als schwerwiegender als Vanessas Lü­
gen. «Es reicht nicht, nur einmal nach 
dem Alter zu fragen. Sie hätten näher 
hinschauen und besser nachfragen 
müssen», sagte er bei der Urteilsver­
kündung zu Andri. Weil dieser in Kauf 
nahm, dass Vanessa minderjährig war 
und er von ihrem Vater auch darauf 
hingewiesen worden war, verurteilte 
ihn das Gericht zu 150 Tagessätzen a 90 
Franken und einer Busse über 3500 
Franken. «Sie hätten sagen sollen, dass 
Sie ihr genaues Alter wissen wollen und 
einen Ausweis verlangen», so Schöb. 

Der l(anton fördert 
die Agrarforschung 
Frick Das Forschungsinstitut 
für biologischen Landbau in 
Frick erhält 11 Millionen aus 
dem Swisslos-Fonds zum Aus­
bau seines Campus. 

Der Regierungsrat unterstützt den Aus­
bau des Forschungs-Campus am For­
schungsinstitut für biologischen Land­
bau (FiBL) in Frick mit 11 Millionen 
Franken zulasten des Swisslos-Fonds. 
Er bekräftige damit die Bedeutung des 
FiBL als Kompetenz- und Forschungs­
zentrum für nachhaltige Landwirt­
schaft und stärke die Positionierung 
des Forschungsstandorts Frick im inter­
nationalen Wettbewerb, schreibt der 
Regierungsrat zu seinem Entscheid. 

Mit dem über drei Jahre tranchierten 
Beitrag von 11 Millionen Franken zulas­
ten des Swisslos-Fonds soll ein Meilen­
stein in der Entwicldung der nachhaltig 
produzierenden Landwirtschaft im 
Aargau gesetzt werden. Der von 2017 
bis 2019 geplanten Ausbau des For­
schungs-Campus passt für den Regie­
rungsrat bestens in die Hightechstrate­
gie. Vorgesehen sind neue Büros und 
Labors, ein Gewächshaus, eine moder­
ne Konferenzinfrastruktur und der Bau 
eines Multifunktions-Experirnental­
Stalls. Die Ausbauschritte sind mit ge-

sarnthaft rund 24,5 Millionen Franken 
veranschlagt. Dazu gehört auch der Er­
werb des Gutsbetriebes. 

Landwirtschaftsdirektor Roland 
Brogli zum Projekt: «Mit dem Ausbau 
des Campus werden über 100 neue Ar­
beitsstellen geschaffen und die lokale 
Wertschöpfung wird sich von aktuell 10 
auf mehr als 20 Millionen Franken pro 
Jahr erhöhen.» Als Think Tank und Zu­
kunftslabor gestalte das FiBL den ge­
sellschaftlichen Megatrend Nachhaltig­
keit aktiv mit. Cleantech, gesunde Er­
nährung, neue Formen der Landwirt­
schaft wie «Urban Agriculture» und die 
solidarische Landwirtschaft seien The­
men der Zukunft, welche die breite Be­
völkerung bewegen. 

Das FiBL ist ein Wissenschafts­
zentrum mit strategischer Bedeutung 
im Forschungskonzept des Bundesamts 
für Landwirtschaft (BLW) und hat 
darüber hinaus eine weltweite Aus­
strahlung. In der Schweiz beschäftigt 
die gemeinnützige Stiftung zurzeit 150 
wissenschaftliche und technische Mit­
arbeitende und bietet jährlich bis 80 
akademische Aus- und Weiterbil­
dungsplätze an. Aktuell laufen 300 Pro­
jekte in der Schweiz, der EU und in 
Entwicklungs- und Schwellenländern. 
Zwei weitere Standorte des FiBL befin­
den sich in Österreich und Deutsch­
land. (AZ) 
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Fensterläden 

Christine lagarde 
Der FCA-Stürmer erhält 
das beste Zeugnis des Teams 
SPORT15 

Die ehemalige Finanzministerin 
steht seit gestern vor Gericht 
AUSLAND3 

• e1 r 
• 

Schule Aargau Bildungsdirektor hält weitere Kürzungen für unrealistisrb. 

VON JÖRG MEIER 

Bildungsdirektor Alex Hürzeler spricht 
Klartext: «Mehrheitsfähige Sparmög­
lichkeiten im Bildungsbereich sind 
offenbar weitgehend ausgereizt», sagt 
er rückblickend auf das bewegte 
Bildungsjahr 2016. 

Elisabeth Abbassi, Präsidentin des 
Lehrerverbands, kommt zu einem ähn­
lichen Schluss. Für sie ist klar: «Die 

Aargauerinnen und Aargauer wollen 
keine Bildungswüste. Kinder und Ju­
gendliche sollen weiter gefördert wer­
den. Denn nur so lässt sich unser Wohl­
stand langfristig sichern.» Und auch 
Thomas Leitch, Präsident der Bildungs­
kommission, warnt: «Der Regierungs­
rat sollte beim nächsten Budget nicht 
noch ein drittes Mal mit den gleichen 
untauglichen Sparvorschlägen kom­
men.» Ins neue Jahr nimmt die Regie-

rung den Auftrag mit, ein neues Lohn­
system zu entwickeln, das auch Verbes­
serungen für Lehrpersonen bringt. 
Denn im Vergleich zu den Nachbar­
kantonen verdienen vor allem jüngere 
Lehrpersonen im Aargau deutlich weni­
ger. Die Konsequenz: Viele wandern ab. 

Hürzeler macht aber deutlich, dass 
die finanziellen Möglichkeiten bei der 
Ausgestaltung des neuen Systems be­
schränkt seien und es nicht teurer als 
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Kairo Gestern nahmen die koptischen Christen der Stadt Abschied von den Opfern des verheerenden Terroranschlags vom Sonntag, bei dem 
25 Gläubige ihr Leben verloren und 49 verletzt wurden. Derweil wächst die Kritilc an den Sicherheitskräften. Auf den Strassen versammelte sich 
auch gestern wieder eine aufgebrachte Menschenmenge, die den Sturz der Regierung forderte. sE11E 1 Fom: MOHAMED HossAM/EPAIKEYSTONE 

Easyjet 

Neue Ausbaupläne des britischen 
Billigfliegers für Basel 
Im kommenden Sommer wird die 
Billigfluggesellschaft Easyjet vom Basler 
Flughafen aus nach Dubrovnik und 
Biarritz fliegen - es sind die Destinatio­
nen Nummer 55 und 56. Das Wachstum 
gehe also weiter, sagt Thomas Haagen­
sen, kommerzieller Direktor Nordeuro­
pa von Easyjet, im Gespräch mit der 
«Nordwestschweiz». «Wir werden die­
sen Winter in Basel ein Wachstum von 
knapp acht Prozent sehen, nach 
10,6 Prozent bis Ende September. Euro-

paweit liegt das Wachstum der Passa­
gierzahlen von Easyjet bei 6,6 Prozent, 
in Genf bei knapp acht Prozent», so der 
Manager. Basel liege klar über dem 
Durchschnitt. Deshalb konzentriere 
man sich auch beim weiteren Ausbau 
auf Basel. Zürich könne jedoch für Ea­
syjet-Basen im Ausland eine interessan­
te Destination sein. Gute Kunde hat 
Haagensen auch für Preisbewusste: Er 
geht davon aus, dass die Flugpreise 
weiter sinken werden. SEllE 9 

· Rentenreform 

Wer profitiert von 
der Revision? 

Heute debattiert der Ständerat die Al­
tersvorsorge 2020. Eine rasche Lösung 
zeichnet sich nicht ab. Der Rat dürfte 
sich unnachgiebig zeigen und auf seinen 
Positionen beharren. Zentraler Punkt ist 
der Zuschlag auf neuen AHV-Renten 
von 70 Franken und die Erhöhung der 
Ehepaar-Renten. Ende 2017 läuft die Zu­
satzfinanzierung der IV von 0,4 Prozent 
aus. Letztmöglicher Abstimmungster­
min für die nötige Verfassungsänderung 
ist der 24. September 2017. SEllE 2/3 

US-Wahlen 

Senat untersucht 
möglichen Einfluss 

Nachdem die «New York Times» be­
richtet hatte, dass die Russen auch 
E-Mails von Trumps Republikanischer 
Partei gehackt hätten, will nun der 
amerikanische Senat untersuchen, ob 
russische Regierungskreise Einfluss auf 
den Ausgang der US-Präsidentenwahl 
nahmen. Der Wahlsieger Donald 
Trump weist entsprechende Andeutun­
gen vehement zurück, während ameri­
kanische Geheimdienstkreise an ihrer 
These festhalten. SEllE 7 

KOMMENTAR 

ie Aargauer Lehrer gehen auf 
die Strasse und protestieren 

die Sparmassnahmen 
zulasten der Schule; sie ern­

ten viel Verständnis und kaum Kritilc 
An der Urne entscheiden sich die Aar­
gauerinnen und Aargauer für eine fami­
lienergänzende Kinderbetreuung und 
sie lehnen die Abschaffung des Berufs­
wahljahres ab. Der Grosse Rat weigert 

von Jörg Meier 

sich, der Schule weniger Lektionen zu­
zusprechen. Die Regierung verspricht 
ein neues Lohnsystem, das Verbesse­
rungen für Lehrpersonen bringt. Und 
Bildungsdirektor Alex Hürzeler erldärt, 
die Sparmöglichkeiten im Bildungsbe­
reich seien weitgehend ausgereizt. 

Diese Ereignisse aus dem Bildungsjahr 
2016 zeigen, dass Bevölkerung und Poli­
tik den Wert der Schulbildung neu und 
etwas anders beurteilen. Trotz ange­
spannter Finanzlage des Kantons meh­
ren sich die Zeichen, dass sich die Aar­
gauerinnen und Aargauer die bestehen­
de Qualität der Bildung weiterhin leis­
ten und nicht daran rütteln möchten. 
Die Erkenntnis setzt sich durch, dass 
diese Qualität zwar ihren Preis hat, dass 
man aber auch bereit ist, diesen Preis zu 
bezahlen. 

Mit dieser Gewissheit, die uns das Bil­
dungsjahr 2016 gebracht hat, kann die 
Schule Aargau auch zuversichtlich die 
nächsten Schritte wagen. Zum Beispiel 
die Auseinandersetzung mit dem neuen 
Lehrplan 21. Da geht es letztlich um die 
wichtigste und vielleicht auch schwie­
rigste aller Schulfragen: Es gilt, aus der 
unendlichen Vielfalt der Welt auszuwäh­
len, was den Schülerinnen und Schü­
lern im Aargau vermittelt werden soll. 

~joerg.meier@azmedien.ch 
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Adrian Lobe zur Frage, wann 
jemand ein Terrorist ist 

SEllE 18 
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